
Engels und Lenin uns zur Wachsamkeit erzieht, daß die marxistisch-leni­
nistische Theorie eine Waffe gegen das Eindringen der bürgerlichen Ideologie 
in die Reihen der Arbeiterbewegung ist. Den Kampf um die Herstellung der 
Aktionseinheit der Arbeiterklasse und später um eine einheitliche revolutio­
näre Arbeiterpartei verband er stets mit dem unversöhnlichen Kampf gegen 
alle bürgerlichen Einflüsse auf die Arbeiterklasse. In zahlreichen Arbeiten und 
Reden können wir das verfolgen.

Die Einheitsfrontpolitik, die auf dem XII. Parteitag der KPD 1929 nach einer 
Analyse der Rolle der rechten SPD-Führung beschlossen wurde, hatte die 
Gewinnung der Mehrheit des deutschen Proletariats zum Inhalt und bedeutete 
eine Wende in der Gewerkschaftspolitik der Partei. Diese Politik stellte, wie 
Genosse Matern in einer späteren Lektion über die damalige Periode sagte, den 
Kampf gegen den Reformismus auf eine höhere Stufe, dessen Ziel es war, 
neben den „Organisierten und in Opposition stehenden Gewerkschaftsmitglie­
dern auch die unorganisierten Arbeiter in den wirtschaftlichen und politischen 
Kampf einzubeziehen“.

Unter Führung von Ernst Thälmann wandte sich die Partei besonders, in den 
letzten Jahren der Weimarer Republik unzählige Male an die sozialdemokra­
tischen Arbeiter und an die sozialdemokratische Parteiführung sowie an den 
Bundesvorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, mit der 
Aufforderung, die Aktionseinheit der Arbeiterklasse gegen die Notverord­
nungspolitik der Brüning, Papen, Hindenburg und die drohende faschistische 
Gefahr zu schmieden. Die rechten sozialdemokratischen Führer lehnten alle 
Angebote zum gemeinsamen Handeln ab. Hermann Matern führte damals 
diesen Kampf als Politischer Sekretär des Bezirks Ostpreußen. Er erläuterte 
in vielen Massenversammlungen die Einheitsfrontpolitik der Partei. Nach dem 
Staatsstreich im Juli 1932 und angesichts der drohenden faschistischen Gefahr 
erklärte die Partei die Verteidigung der demokratischen Rechte zur Haupt­
aufgabe. Diese Periode war gekennzeichnet von riesigen Demonstrationen und 
Massenstreiks. Nach dem Februar-Plenum des ZK der KPD im Jahre 1932 
wuchs der Einfluß der Partei weiter an, und in fast allen Streikkämpfen hatte 
die KPD die Führung. Bei der Reichstagswahl verdoppelte sich ihre Wähler­
zahl. Sie betrug im November 1932 fast sechs Millionen Stimmen.

Auf der im Oktober 1932 abgehaltenen Reichsparteikonferenz, an der 
Genosse Hermann Matern teilnahm, und auf dem kurz danach abgehaltenen 
Bezirksparteitag in Berlin, forderte Genosse Ernst Thälmann die Parteimitglie­
der auf, die Massen auf den Kampf gegen die faschistische Diktatur vorzu­
bereiten und sie gegen Lohnraub, Zerschlagung der Sozialversicherung, gegen 
Arbeitslosigkeit und Hunger zu mobilisieren. Um dem drohenden Verbot der 
KPD zu begegnen, erhielten die Parteimitglieder die Aufgabe, sich noch stärker 
in den Betrieben und in den Gewerkschaften zu verankern. Angesichts der 
Wirtschaftskrise und der ständig wachsenden revolutionären Kräfte war die 
Bourgeoisie außerstande, mit den Mitteln der Weimarer Demokratie weiter 
zu regieren. Sie sah den Ausweg in der Errichtung der offenen, brutalen 
faschistischen Diktatur und brachte am 30. Januar 1933 Hitler zur Macht. 
Die historische Schuld an diesem Unglück für das deutsche Volk tragen die 
sozialdemokratischen Führer, die Verrat an der Arbeiterklasse und ihren Mit­
gliedern übten und die Aktionseinheit der ganzen Arbeiterklasse gegen Faschis­
mus und Kriegsvorbereitung verhinderten.

Am 7. Februar 1933 fand in Ziegenhals bei Berlin eine illegale Tagung des ZK 
der KPD statt, an der auch Genosse Hermann Matern teilnahm. Auf verschie­
denen nachfolgenden Massenkundgebungen in Danzig und Königsberg rief er 
zum gemeinsamen Kampf der kommunistischen und sozialdemokratischen
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